Zu Ihrem Kostenfestsetzungsantrag vom       werden Sie gebeten, die nach VV Nr. 1008 geltend gemachte Erhöhungsgebühr zur Verfahrensgebühr zu überprüfen :

Es ist beabsichtigt, diese Erhöhungsgebühr aus folgenden Gründen abzusetzen :

Durch Beschluss vom 02.06.2005 zum Gz.: V ZB 32/05 hat der Bundesgerichtshof  die grundsätzliche Teilrechtsfähigkeit der Wohnungseigentümergemeinschaft festgestellt (nachzulesen unter http://www.bundesgerichtshof.de unter „Entscheidungen“). 
Maßgeblicher Zeitpunkt für die Frage, ob die Erhöhungsgebühr zu den notwendigen Kosten der Rechtsverfolgung bzw. –verteidigung i.S.v. § 91 ZPO gehört, ist die Kenntnis von der Teilrechtsfähigkeit der WEG bei Mandatserteilung. 

Hierbei ist nach der Entscheidung des OLG Stuttgart vom 30.08.2005 zum Gz.: 8 W 378/05 (unter Hinweis auf die Entscheidung des BGH, NJW 2002, 2958 im Hinblick auf die GbR) die Veröffentlichung der o.g. Entscheidung des BGH bei Mandats-Erteilung für die jeweilige Instanz maßgeblich.

Analog zur Kostenrechtsprechung betreffend die Rechtsfähigkeit einer Gesellschaft bürgerlichen Rechts ist somit im vorliegenden Fall    eine Erhöhungsgebühr nicht erstattungsfähig (vgl. u.a. Hartmann, Kostengesetze, 34. Aufl. § 7 RVG Rdn. 7 m.w.N., sich beziehend auf die GbR; Rdn. 23 zu § 7 RVG ist durch die o.g. Entscheidung des BGH überholt), da die Instanz mit Schriftsatz vom       eingeleitet wurde und somit von Mandatserteilung nach der Veröffentlichung der o.g. BGH-Entscheidung auszugehen ist.

Im vorliegenden Fall haben die Wohnungseigentümer im Rahmen der Verwaltung des gemeinschaftlichen Eigentums als Gemeinschaft eine Rechtshandlung im Innenverhältnis vorgenommen (vgl. III Nr. 12 der Begründung des BGH (a.a.O.)). Eine Erhöhungsgebühr nach VV Nr. 1008 ist somit nicht entstanden, da es sich beim Auftraggeber (WEG) eben nicht um mehrere Auftraggeber im Sinne von § 7 RVG handelt, sondern um ein teilrechtsfähiges Subjekt.

Sie erhalten Gelegenheit zur Stellungnahme bzw. Antragsänderung binnen 2 Wochen. Sollte eine Teilrücknahme nicht fristgerecht erfolgen, so wird der Antrag insoweit kostenpflichtig und rechtsbehelfsfähig zurückgewiesen werden.
